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Kurzmeldung en 

Zerit XR in den USA zugelassen 

Am 31.12.2002 erteilte die US-Medikamenten-
behörde FDA die US-Zulassung für eine neue 
Formulierung von Stavudin (d4T, Handelsname 
Zerit). Bei Zerit XR handelt es sich um eine so-
genannte extended release - Formulierung, d.h. 
der Wirkstoff wird so freigesetzt, dass über 24 
Stunden ein ausreichender Plasmaspiegel vor-
handen ist. Damit ist eine einmal tägliche Dosie-
rung der neuen Formulierung möglich. Für Per-
sonen mit einem Gewicht von über 60kg ist die 
empfohlene Dosis 100mg Zerit XR einmal täglich, 
darunter 75mg einmal täglich. 

Glaxo koop eriert bei Chemokin-Hemmer 

GlaxoSmithKline und Ono Pharmaceuticals er-
klärten Mitte Januar, bei der weiteren Entwicklung 
des Chemokin-Rezeptoren-Hemmers ONO-4128 
zusammenarbeiten zu wollen. Glaxo erhält gegen 
entsprechende Zahlungen im Rahmen der 
Vereinbarung die weltweiten Entwicklungs-, 
Herstellungs- und Vermarktungsrechte an der 
von ONO entdeckten Substanz auf dem Gebiet 
HIV. ONO-4128 blockiert den CCR5-Kortezeptor, 
den HGIV zum Anbinden an Zellen benötigt. 
Phase-I-Studien am Menschen sollen in den USA 
noch im ersten Halbjahr 2003 beginnen. 

Letzter Praxistest für GPO-Vir 

In Thailand beginnt der letzte Praxistest für GPO-
Vir. Etwa 13.000 Positive sollen die thailändische 
Generika - Entwicklung (Nevirapin, Stavudin plus 
Lamivudin in einer Dreierkombi-Pille zweimal 

täglich) erhalten. Falls die Tests erfolgreich 
verlaufen, plant die staatliche Government 
Pharmaceutical Organisation die Produktion von 
15 Millionen Tabletten pro Jahr, bei Kosten von 
20 Baht pro Tablette. 

AIDS-Kong ress: Abstracts bis 14.2.2003 

Die Frist zur Abgabe von Abstracts für den 9. 
Deutschen und 14. Österreichischen AIDS-Kon-
gress (Hamburg 14. bis 17. Mai 2003) ist bis zum 
14. Februar als letztmöglichem Abgabetermin 
verlängert worden. Eine aktualisierte Fassung 
des Kongressprogramms ist zu lesen auf 
www.daignet.de. 

Novartis und Roche vor Merger? 

Die schon lange kursierenden Gerüchte um eine 
Übernahme des Roche-Konzerns durch die No-
vartis AG erhielten in letzter Zeit neue Nahrung. 
Novartis erhöhte seinen Aktienanteil an der Ro-
che Holding AG jüngst von 21,3% (Ende 2001) 
auf nun 32,7%. Novartis betonte, man sehe klare 
Synergie-Vorteile eines gemeinsamen schweize-
rischen Pharmakonzerns, wolle ein Zusammen-
gehen aber nicht mit Druck herbeiführen. Roche 
hingegen betonte, das Unternehmen wolle selb-
ständig und unabhängig bleiben. Börsenexperten 
hingegen äußerten die Ansicht, es sei nur noch 
eine Frage von Geld und zeit, wann es zu einer 
Fusion kommen werde. 

„ HIV ist kein Picknick“  

Eine neue Anzeigenkampagne will in San Fran-
cisco darauf hinweisen, dass eine Infektion mit 
HUIV auch weiterhin nicht verharmlost werden 
sollte. Unter dem Motto „HIV is no picnic“ zeigt 
die von der Stadt finanzierte Anzeigen- und Pla-
katkampagne des Stop AIDS Project u.a. HIV-
Positive, die offensichtlich mit Nebenwirkungen 
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ihrer Infektion und der Folgen  (wie dicken Bäu-
chen, Durchfällen etc.) zu kämpfen haben. Dabei 
versucht die Kampagne, nicht Angst zu schüren, 
sondern HIV und AIDS so zu zeigen, wie sie 
wirklich sind. Vielleicht auch ein Beispiel für 
Deutschland, wo uns aus HIV-Pharma-Anzeigen 
oft nette gut gebaute junge Menschen entgegen-
strahlen? 

Thailand: AIDS Todesursache Nr. 1 

Die Präventionsanstrengungen Thailands werden 
als beispielhaft gerühmt, die Zahl der jährlichen 
Neuinfektionen konnte innerhalb von 10 Jahren 
von 143.000 (1991) auf 29.000 (2001) gesenkt 
werden. Dennoch ist AIDS inzwischen Todesur-
sache Nr. 1 in Thailand, noch vor Verkehrsun-
fällen, Herzinfarkten oder Krebs. Kritiker be-
fürchten, der Erfolg habe Thailands Anstrengun-
gen erlahmen lassen. Zudem weisen sie darauf 
hin, dass Thailand die Mittel für AIDS-Prävention 
in den letzten Jahren drastisch gekürzt hat. Zu-
dem müssten Drogengebraucher mehr berück-
sichtigt werden. 

Moslems gegen AIDS 

Vom 19. bis 23. Mai 2003 findet im malaysischen 
Kuala Lumpur die 2nd International Muslim Lea-
ders' Consultation on HIV/AIDS statt. Bereits zum 
zweiten mal nach 2000 (in Kampala, Uganda) 
treffen sich muslimische Führer aus 
verschiedenen Staaten, um eine gemeinsame 
Position im Kampf gegen AIDS zu entwickeln, 
aber auch konkrete Projekte und Kampagnen zu 
diskutieren. Die Ergebnisse des ersten Treffens 
in Kampala sind im Internet zu finden unter 
http://www.fima.org.pk/cons_onaids/index.htm. 

Südafrika: Großdemo für AIDS-Poli tik 

Für den 14. Februar 2003 ruft die Treatment Ac-
tion Campaign TAC zu einer Großdemonstration 
in Kapstadt auf. Präsident Tabo Mbeki und die 
Regierung sollen anlässlich der Eröffnung der 
Sitzungsperiode des südafrikanischen Parla-
ments erneut aufgefordert werden, schnellst-
möglich für die Einführung und Umsetzung eines 
AIDS-Präventions- und Behandlungsplans zu 
sorgen. TAC wird hierbei unterstützt u.a. von 
mehreren Gewerkschaften, Religionsführern und 
Jugendorganisationen. 

 

 

Global-Fund - Vorsitzender steht nicht für 
Wiederwahl zur Verfügung  

Der Vorsitzende des Global Fund to Fight AIDS, 
Tuberculosis and Malaria 
www.globalfundatm.org, Ugandas National Politi-
cal Commissar Dr. Chrispus Kiyonga, hat ange-
kündigt, für eine Wiederwahl nicht zur Verfügung 
zu stehen. In seinem Heimatland warteten wich-
tige Aufgaben auf ihn, gab er als Begründung an. 

Litauen: Starker Anstieg der HIV-Infektionen 

Die Zahl der HIV-Infizierten ist in Litauen im ver-
gangenen Jahr stark angestiegen. Ende 2001 lag 
die Zahl der HIV-Infektionen bei 338, zum Jah-
reswechsel 2002 / 2003 bei 735. Litauen mit sei-
nen 3,5 Millionen Einwohnern hat im Vergleich zu 
seinen beiden baltischen Nachbarstaaten bisher 
eine geringe HIV-Infektionsrate. Im Sommer 
2002 war jedoch in der Haftanstalt von Alytus 
festgestellt worden, dass 299 der 1.900 Insassen 
HIV-positiv sind; vermutlich infizierten sie sich 
durch i.v. Drogengebrauch. In Estland lebten 
Ende 2002 2.783 HIV-Positive, in Lettland 2.311.  

Österreich: HIV-Test bei längerem Aufenthalt 

Menschen, die sich in Österreich für mehr als 
sechs Monate niederlassen möchten, und die 
nicht Bürger der Europäischen Union sind, müs-
sen sich seit 1. Januar 2003 einem Gesund-
heitstest unterziehen. Dieser Gesundheitstest 
beinhaltet auch einen HIV-Antikörper-Test. 

Schwerbehindertenquo te: Anhebung ver-
schob en 

Der  Bundestag hat am 17. Januar beschlossen, 
die Pflichtquote der Arbeitgeber zur Beschäfti-
gung Behinderter erst zum 1. Januar 2004 anzu-
heben. Nach bisher geltenden gesetzlichen 
Reglungen hätte bereits zum 1.1.2003 eine Er-
höhung der Quote auf 6% erfolgen müssen, da 
die Zahl der arbeitslosen Schwerbehinderten 
nicht um mindestens 25% geringer ausfiel als 
1999 (sondern „nur“ um 23,9% niedriger). 

Arzneimittelverordnung en 2001 

Den Versicherten in der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) wurden im Jahr 2001 insge-
samt 742 Millionen Verordnungen ausgeschrie-
ben (minus 1% im Vergleich zu 2000). Die Aus-
gaben für die verordneten Medikamente stiegen 
jedoch um 10,4% auf 21,3 Milliarden ��������� � 	 ��


Pillen, aber höhere Kosten - einer der Gründe für 
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steigende Defizite in der gesetzlichen Kranken-
versicherung. 

 

 

Pocken-Impfung - problematisch 
bei HIV 

Seit den Terroranschlägen wird befürchtet, dass 
Terroristen auch Pockenviren für Anschläge 
missbrauchen könnten. Die USA beginnen der-
zeit mit Pockenschutzimpfungen, in Deutschland 
wird Impfstoff neu eingelagert - doch für Positive 
könnten sich Probleme mit der Pockenschutz-
impfung ergeben. 

Experten und Politiker befürchten seit den Ter-
roranschlägen vom 11. September 2001, Terro-
risten könnten bei zukünftigen Anschlägen auch 
Biowaffen z.B. mit Pockenviren einsetzen. Die 
US-Regierung teilte am 13. Dezember 2002 mit, 
alle 500.000 Soldaten des Landes (darunter auch 
die in Deutschland stationierten) sollten zu einer 
Pockenschutzimpfung verpflichtet werden (Imp-
fungen begannen in den USA Anfang Januar 
2003), den Zivilangestellten des Militärs werde 
eine Impfung empfohlen, aber nicht verpflichtend 
vorgeschrieben. 

Auch in Deutschland wird wie in anderen Staaten 
vorgesorgt, die Bundesregierung hat beschlos-
sen, den Vorrat an Pockenimpfstoff soweit auf-
zustocken, dass bis Ende 2003 100 Millionen 
Dosen Impfstoff vorhanden sind. Bereits zum 
Ende des ersten Quartals 2003 soll der Vorrat 60 
Millionen Dosen betragen. 

Doch bei der Pockenimpfung handelt es sich um 
einen Lebendimpfstoff - mit entsprechenden Ri-
siken für bestimmte Personengruppen. So be-
steht für Personen mit Immunsuppression oder 
HIV eine Kontraindikation. Der Pocken-Impfstoff, 
der auf dem Vaccinia-Virus basiert, kann bei 
Immunschwäche nicht sicher angewendet wer-
den. Vielmehr besteht für immungeschwächte 
Personen u.a. das Risiko einer gefährlichen Vac-
cinia-Infektion. Dieses Infektionsrisiko kann zu-
dem nicht nur bei eigener Impfung bestehen, 
sondern auch bei engem Kontakt (z.B. in ge-
meinsamem Haushalt) mit Personen, die ihrer-
seits in den vergangenen drei Wochen geimpft 

wurden. In diesem Fall ist eine Übertragung evtl. 
möglich durch Kontakt mit der Impfstelle oder 
Material, das die Impfstelle berührt hat. 

Diese Risiken bedeuten nach US- Empfehlungen 
nicht, dass eine Pockenschutzimpfung für Posi-
tive generell unsinnig oder zu riskant wäre. Aber 
es ist große Vorsicht angeraten. Ohne konkreten 
Grund für eine Impfung sollten Positive der Po-
ckenimpfung mit Skepsis begegnen. Im Fall ei-
nes Auftretens von Infektionen mit Pocken aller-
dings könnte evtl. das Risiko einer Impfung dem 
Risiko einer Infektion mit Pocken vorzuziehen 
sein (wenn nicht eine Infektions-Vermeidungs-
Strategie möglich ist). 

Auch das Robert-Koch-Institut schreibt zur Po-
ckenimpfung: „Für die Impfung mit Lebendimpf-
stoffen gelten die bekannten Kontraindikationen 
(Immunsuppression, HIV, Schwangerschaft, of-
fenes Ekzem), diese sind jedoch im individuellen 
Fall gegen das Erkrankungsrisiko abzuwägen.“ 

Vorteil des Pockenimpstoffs: Der Impfstoff 
schützt gegen Pocken auch dann, wenn er kurz 
nach der Pockeninfektion (möglichst innerhalb 
der ersten drei Tage) gegeben wird (postexposi-
tionell). Zudem befinden sich neue Arten von 
Impfstoffen gegen eine Pockeninfektion in Ent-
wicklung. 

Entsprechend empfehlen US-Behörden, dass 
z.B. HIV-Infizierte sich nicht vorbeugend gegen 
Pocken impfen lassen sollten. Sie sollten erst 
dann u.U. geimpft werden, wenn eine Infektion 
bereits erfolgt ist, oder ein sehr konkretes Infek-
tionsrisiko besteht. 

Im Fall einer Vaccinia-Infektion ist eine Behand-
lung möglich (z.B. mit Vaccinia Immunglobulinen 
oder dem Medikament Cidofovir). Dennoch sollte 
eine Vaccinia-Infektion bei immungeschwächten 
Personen sehr ernst genommen werden. 

Noch für 1967 schätzte die Weltgesundheitsor-
ganisation WHO die Zahl der Pockeninfektionen 
auf zehn bis fünfzehn Millionen. Heute gelten 
Pocken als weltweit ausgerottet. Der letzte be-
kannt gewordene natürliche Fall von Pocken trat 
1977 in Somalia auf. Nachdem die Pocken als 
ausgerottet galten (WHO-Erklärung vom 8. Mai 
1980), wurde die Routine-Impfung der Bevölke-
rung in den meisten Industriestaaten weltweit 
eingestellt. Im Dezember 1979 wurde beschlos-
sen, alle weltweit bestehenden Bestände an Po-
ckenvirus zu vernichten oder in eines der beiden 
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Sicherheitslabore in den USA und der (damali-
gen) UdSSR zu bringen. 

In Deutschland trat der letzte Fall einer Pocken-
infektion 1972 auf. Die Pocken-Impfpflicht wurde 
in der Bundesrepublik 1976 aufgehoben. 

Nach Angaben des Robert-Koch-Instituts 
www.rki.de hat jeder, der bereits einmal gegen 
Pocken geimpft wurde (d.h. heute über 25 bis 30 
Jahre alt ist), noch einen gewissen Impfschutz. 
Zwar mag diese frühere Impfung heute evtl. nicht 
mehr ihren vollen Schutz entfalten, sie schützt 
aber vermutlich vor den gefährlichsten 
Symptomen und Komplikationen einer Pocken-
erkrankung. Ob dies allerdings auch für Men-
schen mit HIV gilt, ist nicht bekannt. 

--- 

Ausführliche Informationen zur Problematik der 
Pockenimpfung bei HIV-Positiven finden Sie in 
einer Stellungnahme der Deutschen AIDS-Hilfe 
e.V., die Sie auf www.hivlife.de (Ausgabe Februar 
2003, Rubrik Medizin) lesen können und als pdf-
Dokument auf www.aidshilfe.de downloaden 
können. 

Ein guter (englischsprachiger) Übersichtsartikel 
zu Pockenimpfung bei Immunschwäche (mit 
Hinweisen auf zahlreiche weiterführende Infor-
mationsquellen) findet sich in den AIDS Treat-
ment News Nr. 386 (www.aidsnews.org). Weitere 
Informationen auch beim Robert-Koch-Institut 
www.rki.de, der Weltgesundheitsorganisation 
WHO www.who.int und den US-amerikanischen 
Centers for Disease Control www.cdc.gov. 

Eine Stellungnahme der US-Gruppe Lambda Le-
gal sowie der American Foundation for AIDS Re-
search und der Gay and Lesbian Medical Asso-
ciation beschäftigt sich mit der Frage, in wie weit 
durch die Pockenimpfung ein Zwang zur Offen-
legung eines HIV-Status entstehen könnte und 
wie damit umgegangen werden kann, Diese 
Stellungnahme ist online zu lesen unter 
http://www.thebody.com/lambda/smallpox_vaccin
e.html. 

 

Antidiskriminierung sgesetz 

In den kommenden Monaten bietet sich die ein-
malige Gelegenheit, ein Antidiskriminierungsge-
setz auch für Lesben und Schwule durchzuset-
zen. Die Bundesregierung muss eine EU-Richtli-
nie zur Antidiskriminierung in Beschäftigung und 
Beruf bis Ende dieses Jahres in nationales Recht 
umsetzen. Das Antidiskriminierungsgesetz ist in 
Zukunft das wichtigste und sinnvollste Ziel über-
haupt, bei dem Lesben, Schwule, Bisexuelle und 
Transgender mit unterschiedlichsten Bedürfnis-
sen und Interessen gemeinsam für mehr Eman-
zipation an einem Strang ziehen können. 

Die Würde des HIV-positiven und an AIDS er-
krankten Menschen ist unantastbar! 

Viele wollen es einfach nicht mehr wahrhaben: In 
fast allen Lebensbereichen werden Lesben, 
Schwule, Bisexuelle und Transgender immer 
noch erheblich diskriminiert; auch wenn es heute 
manchem leichter fällt, Vorteilen und Diskrimi-
nierung in neu geschaffenen Freiräumen der 
Szene und Gesellschaft aus dem Weg zu gehen. 
Immer wieder entpuppt sich vermeintliche Ak-
zeptanz in der Bevölkerung als kurzlebige modi-
sche Scheintoleranz. Menschen in Deutschland 
werden weiterhin auch wegen ihres Geschlechts, 
ihrer ethnischen Zugehörigkeit oder Herkunft, 
Religion oder Weltanschauung, wegen einer Be-
hinderung oder ihres Alters diskriminiert. Das 
wird vor allem auch bei HIV-Positiven und an 
AIDS-Erkrankten deutlich. Sie sind sogar häufig 
einer Mehrfachdiskriminierung aus verschiede-
nen Beweggründen ausgesetzt. 

Dabei muss der Staat nach dem Grundgesetz 
eigentlich alle Menschen vor dem Gesetz gleich 
behandeln und dürfte es auch im zivilen Rechts-
verkehr nach den Generalklauseln im Bürgerli-
chen Gesetzbuch schon lange keine Diskriminie-
rung von Minderheiten mehr geben. Offensicht-
lich reichen diese allgemeinen Regeln aber nicht 
aus, um einer Mehrheit in der Bevölkerung ihre 
Vorurteile und Diskriminierungen auch nur be-
wusst zu machen, geschweige denn, sie wirksam 
zu bekämpfen. Gegen eine genauere Fassung 
des Grundgesetzes werden die Konservativen 
weiterhin Sturm laufen. Deshalb ist es sinnvoller, 
den Bürgern/innen in einem Antidiskriminie-
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rungsgesetz bzw. Gleichstellungsgesetz ganz 
deutlich zu sagen, wo genau sie Menschen- und 
Grundrechte missachten, und sie auf das Diskri-
minierungsverbot zu verpflichten. 

Wenn dann trotzdem noch weiter diskriminiert 
wird, können sich die Betroffenen sich selber 
oder durch sie vertretende Organisationen vor 
Gericht wehren und auf Unterlassung und Scha-
denersatz klagen. Und das alles, ohne weiterhin 
allein die Beweislast für die Diskriminierung zu 
tragen. Diskriminierende kommen nicht mehr in 
den Genuss von öffentlichen Aufträgen und 
Subventionen. 

Auch, wenn verschiedene Minderheiten in unter-
schiedlichen Lebensbereichen diskriminiert wer-
den, haben Vorurteile und Diskriminierung ge-
meinsame Ursachen und Ausprägungen. Des-
halb erfordert ein Antidiskriminierungsgesetz zu-
nächst allgemeine Regeln für die genaue Defini-
tion und Durchsetzung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes. Darüber hinaus kann mit speziellen 
Vorschriften oder mit Sondergesetzen auf die 
Bedürfnisse zum Beispiel aufgrund sexueller 
Identität eingegangen werden. 

Nun ist ein Antidiskriminierungsgesetz viel zu 
wichtig, um es einigen engagierten Politi-
kern/innen, Juristen/innen und Verbandsfunktio-
nären/innen zu überlassen. Auch, wenn sie seit 
Jahren ein Antidiskriminierungsgesetz fordern, 
hat sich bis heute trotz ansehnlicher Vorschläge 
dazu nur wenig getan. Die Konservativen blocken 
ab. Vor allem fürchtet die Wirtschaft eine 
Einschränkung der Vertragsfreiheit und sehen die 
Kirchen möglicherweise ihre Religionsfreiheit 
beeinträchtigt. Nur in vereinzelten Landesverfas-
sungen und Gesetzen wurde die Diskriminierung 
sexueller Identität in den vergangenen Jahren 
verboten. Ein Entwurf des Justizministeriums für 
ein Antidiskriminierungsgesetz wurde wenige 
Monate vor der letzten Bundestagswahl in die 
Schublade verbannt. In der neuen Koalitionser-
klärung der Regierungsparteien steht nur lapidar, 
dass ein Antidiskriminierungsgesetz auf den Weg 
gebracht werden soll. 

Noch nie war die Zeit so günstig wie jetzt für eine 
bundesweite Kampagne, um erneut und massiv 
ein Antidiskriminierungsgesetz zu fordern. Der 
Grund: Auch die Europäische Union hat mittler-
weile erkannt, wie schädlich Diskriminierungen 
für die gemeinsamen Ziele der Union sind und 
wie teuer sie der Völkergemeinschaft zu stehen 
kommen. Deshalb hat sie 1999 die Antidiskrimi-

nierung im Vertrag von Amsterdam auch für se-
xuelle Identität festgeschrieben und sie zunächst 
in zwei rechtlich bindenden Richtlinien der Euro-
päischen Kommission präzisiert. Diese Richtli-
nien, die sogenannte Rassenrichtlinie und die 
Rahmenrichtlinie für Gleichbehandlung in Be-
schäftigung und Beruf auch für Lesben und 
Schwule, müssen von der Bundesregierung bis 
Ende dieses Jahres in nationales Recht umge-
setzt werden. 

Die Rahmenrichtlinie umfasst insbesondere Dis-
kriminierungsverbote bei Einstellung, Beförde-
rung, Arbeitsbedingungen einschließlich Bezah-
lung, Entlassungen, Berufsausbildung und Per-
sonalführung sowie die Mitgliedschaft in einer 
Gewerkschaft oder in einem Arbeitge-
ber/innenverband. Aber das sind nur die Min-
destnormen. Lesben und Schwule sollten darüber 
hinaus fordern, dass es keine Diskriminierung 
mehr gegenüber gleichgeschlechtlichen 
Partnern/innen oder ihre Familien insbesondere 
in der Gesundheitsversorgung, bei Sozialversi-
cherungen, bei Arbeitsplatzvergünstigungen oder 
in Berufsrentensystemen gibt. Über Beschäfti-
gung und Beruf hinausgehend könnte Diskrimi-
nierung in Bereichen wie Güter und Dienstleis-
tungen, lesbische und schwule Mütter und Väter, 
Jugendliche, Strafverfolgung und Datenschutz 
ausdrücklich verboten werden. 

Auch ein Diskriminierungsgesetz allein kann zu-
nächst wenig gegen Vorurteile und Diskriminie-
rung ausrichten. Aber mit einer bundesweiten 
Kampagne für ein solches Gesetz kann der Be-
völkerung die erhebliche Diskriminierung sexu-
eller Identität bewusst gemacht werden. Allein die 
monatelangen Diskussionen in der Öffentlichkeit 
über das Gesetz könnten etwas in den Köpfen 
zum Besseren verändern der Emanzipation von 
Lesben und Schwulen zugute kommen. Das 
funktioniert natürlich nur, wenn sich möglichst 
viele Einzelpersonen und Organisationen an einer 
solchen Kampagne beteiligen und massiv ihre 
Interessen vertreten, wie zum Beispiel bei der 
eingetragenen Lebenspartnerschaft und auf dem 
CSD. 

Gerhard Grühn 
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Patentrechte und Zug ang zu Me-
dikamenten 

Wirksame Medikamente gegen HIV stehen Posi-
tiven in Entwicklungsländern bisher kaum zur 
Verfügung. Die Original-Medikamente sind ein-
fach zu teuer, übersteigen das verfügbare Budget 
um ein Vielfaches. Und generische Versionen 
werden meist durch internationales Patentrecht 
verhindert. Die Freihandelsrunde in Doha (Katar) 
versprach hierfür eine Regelung zu finden - doch 
die US-Regierung blockiert bisher alle Fort-
schritte. 

Noch im November letzten Jahres hatten die 144 
Mitgliedsstaaten der Welthandelsorganisation 
WTO versprochen, einen gangbaren Weg zu 
finden, damit die ärmsten Länder der Erde Zu-
gang zu Medikamenten bei lebensbedrohlichen 
Krankheiten bekommen (DOHA Declaration on 
the TRIPS Agreement and Public Health). Nur 
unter dieser Bedingung hatten die Entwicklungs-
länder einer neuen Runde von Verhandlungen 
zur Liberalisierung des Welthandels (siehe Be-
richt auf www.hivlife.de) zugestimmt. Doch nun 
ergeben sich zunehmend Probleme. 

Besonders die US-Regierung sperrt sich gegen 
eine Regelung, derzufolge Entwicklungsländer 
unter bestimmten Bedingungen für die Beschaf-
fung dringend benötigter Medikamente Zwangsli-
zenzen erteilen können. Die USA wollten den 
Entwicklungsländern einzig zugestehen, dass 
Zwangslizenzen eingeräumt werden können bei 
wenigen Erkrankungen auf einer speziellen Liste, 
die die USA der WTO übermittelt hatten. Die US-
Regierung wollte nach eigenem Bekunden so 
vermeiden, dass auch für nicht - lebensnotwen-
dige Medikamente wie Viagra Zwangslizenzen 
vergeben werden könnten. 

Entwicklungsländer, aber u.a. auch die Europäi-
sche Union lehnen jedoch derartige einseitige 
Zugeständnisse als ungenügend ab und fordern 
ein multilaterales Abkommen, das rechtlich bin-
dend ist und nicht ohne weiteres einseitig aufge-
kündigt werden kann. 

Ende Dezember hatten die USA als einziger Mit-
gliedsstaat mit ihrem Veto die Verabschiedung 
eines WTO-Abkommens diesen Inhalts verhin-

dert. Anfang Januar 2003 brachte daraufhin die 
EU-Kommission einen Kompromissvorschlag in 
die Verhandlungen ein. EU-Kommissar Pascal 
Lamy schlug vor, der Weltgesundheitsorganisa-
tion WHO in Streitfällen eine Mittlerrolle zukom-
men zu lassen. Eine Einbeziehung der WHO 
könne die Fokussierung auf die wesentlichen 
Krankheiten gewährleisten, so Lamy. 

Ein Druckmittel haben die Entwicklungsländer, 
um die Blockadehaltung der US-Regierung zu 
überwinden: nur unter der Zusage, eine Regelung 
zur Frage der Zwangslizenzen zu finden, hatten 
sie der neuen Verhandlungsrunde zur Li-
beralisierung des Welthandels zugestimmt. Sollte 
keine Lösung gefunden werden können, wäre die 
derzeitige Verhandlungsrunde in Doha ernsthaft 
gefährdet, wenn nicht vom Scheitern bedroht. 

 

 

TÜV für Studien? 

Wie kann die Zukunft der klinischen Erforschung 
neuer Medikamente und Therapien aussehen? 
Wie kann angesichts eines steigenden Einflusses 
der Pharmaindustrie unabhängige Forschung ge-
sichert werden? Kölner Forscher schlagen einen 
neuen Weg vor: eine Art TÜV für neue Therapien 
und Studien. 

Klinische Forschung ist dringend erforderlich, um 
neue Medikamente und Therapieverfahren ent-
wickeln zu können. Doch diese Forschung sollte 
soweit möglich auch unabhängig von kommer-
ziellen Interessen möglich sein. Kritiker hingegen 
beklagen seit längerem, dass gerade bei klini-
schen Studien die Pharmaindustrie zunehmend 
an Einfluss gewinne. Damit könne potenziell auch 
das Risiko steigen, dass andere als wissen-
schaftliche Faktoren sich auf das Ergebnis der 
Studien auswirken. 

Beispiel AIDS: in Deutschland finden kaum noch 
klinische Studien an neuen Substanzen und The-
rapien statt, die nicht von der Pharmaindustrie 
gesponsert werden. Einer der Gründe: der Staat 
hat sich bedauerlicher weise aus der Finanzie-
rung der AIDS-Forschung sehr weit zurückgezo-
gen. 
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Forscher der Universität Köln wollen nun neue 
Wege gehen, um eine unabhängige klinische 
Forschung sicherzustellen. Sie gründeten ein In-
stitut für evidenzbasierte Medizin. Hier sollen 
neue Therapien und Medikamente daraufhin 
untersucht werden, ob ihr „Fortschritt“ auf wis-
senschaftlichen Fakten basiert, und ob sie einen 
Nutzen für Patienten mit sich bringen. 

Interessiert an der Arbeit des neuen Instituts sind 
vor allem Krankenkassen und Ärzte. Mit einer 
Kassenärztlichen Vereinigung wurde bereits ein 
Vertrag unterzeichnet. Doch auch die Pharmain-
dustrie selbst scheint interessiert zu sein. 

Das neue Institut passt gut in die politische 
Landschaft - beklagt wird oftmals, dass Pharma-
konzerne auslaufende Patente auf Medikamente 
(und damit drohenden Wettbewerb durch billigere 
Generika) dadurch umgehen, dass sie kaum 
veränderte neue Substanzen als sogenannte 
Scheininnovationen auf den Markt brächten. 
Diese hätten jedoch kaum einen therapeutischen 
Vorteil, einzig einen neuen Patentschutz - und 
höhere Preise. 

Gleichzeitig jedoch sehen klinische Forscher die 
Unabhängigkeit ihrer Arbeit durch zunehmend 
schrumpfende Budgets und veränderte politische 
Rahmenbedingungen bedroht: Im Vergleich mit 
von der Pharmaindustrie gesponserten Studien 
müssen öffentlich gesponserte Studien meistens 
mit einem wesentlich niedrigeren Budget aus-
kommen. Nun sieht eine aufgrund veränderter 
EU-Anforderungen erforderliche Novellierung des 
Arzneimittelgesetzes AMG vor, dass öffentlich 
gesponserte klinische Prüfungen zukünftig den 
gleichen Bedingungen unterliegen sollen wie von 
der Pharmaindustrie gesponserte Zulas-
sungsstudien. Dies würde jedoch dazu führen, 
dass öffentlich gesponserte klinische Studien 
angesichts der schlechteren finanziellen Aus-
stattung zukünftig nicht mehr durchgeführt wer-
den könnten, beklagen Universitätsforscher. 

 

 

 

Fund amentalist in Bushs AIDS-
Beirat zieht Nominierung zurück 

US-Präsident Bush hatte geplant, einen für seien 
sehr konservativen und schwulenfeindlichen Po-
sitionen bekannten Politiker in sein AIDS-Bera-
tungsgremium zu berufen. AIDS-Experten und 
Community-Vertreter äußerten massive Skepsis, 
protestierten. Inzwischen zog Jerry Thacker seine 
Nominierung zurück ... 

US-Präsident George Bush hatte einen 
ausgewiesenen fundamentalistischen christlichen 
Aktivisten in das Presidential Advisory Council on 
HIV/AIDS berufen wollen. Jerry Thacker, ein 
Marketing-Berater aus Pennsylvania, und als ei-
nes der sieben Mitglieder des Gremiums vorge-
sehen, ist u.a. dadurch bekannt geworden, dass 
er Homosexualität als „tödlichen Lebensstil“ be-
zeichnete und auf seinen Internetseiten Weis-
heiten verbreitete wie „Christus kann Homosexu-
elle retten“. Homosexualität bezeichnete er in 
Reden als „Sünde“, oder auch als „deathstyle“ 
(anstelle von „lifestyle“). Einige der am heftigsten 
kritisierten Zitate Thackers wurden allerdings von 
seiner Internetseite entfernt, nachdem seine 
Nominierung für das AIDS-Gremium bekannt 
wurde. 

US-Aktivisten befürchteten, dass die Berufung 
Thackers ein weiteres Indiz ist, dass Bushs 
AIDS-Politik mehr von fundamentalistisch-religi-
ösen Überzeugungen geprägt sein könnte als von 
wissenschaftlichen Erkenntnissen. Zudem werde 
die Mitarbeit Thackers die ansonsten wertvolle 
Arbeit des Gremiums überschatten, befürchteten 
selbst Mitglieder der Republikaner. Massive 
Proteste von AIDS-Experten und Aktivisten 
folgten der Nominierung. 

Thacker ist selbst mit HIV infiziert. Seine Frau 
infizierte sich, als sie während der Geburt ihres 
Kindes Blutkonserven erhielt. Auch ihre Tochter 
ist HIV-positiv. Thacker ist u.a. einer der mas-
sivsten Befürworter von Enthaltsamkeit als einzig 
wirksamem Schutz vor einer HIV-Infektion. „Für 
Unverheiratete besteht der einzige wirkliche Safe 
Sex darin, keinen Sex zu haben“, schrieb Tha-
cker unter anderem. 



S e i t e  8  

 

 

Ausgabe Nr.  54                                           Februar 2002 

Am 23. Januar 2003 kündigte Thacker an, nicht 
mehr als Mitglied des AIDS-Beratergremiums zur 
Verfügung zu stehen. Er gab u.a. die zunehmen-
den Presseberichte über seine schwulenfeindli-
chen Äußerungen als Beweggrund an. „Ange-
sichts der derzeitigen Kontroversen glaube ich, 
dass es auch im Sinne der Interessen meiner 
Familie sinnvoller ist, wenn ich meine Bereitschaft 
zur Mitarbeit zurückziehe“, erklärte Thacker. Die 
Zitate in der Presse seien aus dem Zu-
sammenhang gerissen. Bush hatte sich durch 
seinen Pressesprecher Ari Fleisher von Thackers 
Äußerung distanziert, AIDS sei eine „gay plague“. 

Schwulen- und AIDS-Aktivisten begrüßten Tha-
ckers Rückzug. Er sei ein ideologischer Extre-
mist, nun könne das Gremium vielleicht zu ef-
fektiver Arbeit zurückkehren, äußerte ein Ver-
treter. Dennoch bleibe die AIDS-Arbeit der Bush-
Regierung jedoch weiterhin problematisch. Ins-
besondere kritisierte er, dass weiterhin Absti-
nenz-Politik im Vordergrund des Interesses der 
Bush-Administration stehe. 

 

 

Medikamente an’s Bett - Liefer-
service ohn e Zusatzkosten, 
dafür noch Rabatte 

Deutschlands Apotheken reagieren zunehmend 
auf den drohenden Wettbewerb durch Versand-
handel und Internetapotheken. Nun startete in 
Niedersachsen ein neuer Service: kostenlose 
Lieferung nach Hause für die Versicherten einer 
Betriebskrankenkasse. Zusätzlicher Vorteil für die 
Patienten: Rabatte auf frei verkäufliche Artikel. 

Versicherte der niedersächsischen Betriebskran-
kenkassen (BKK) können sich ab März 2003 ihre 
Medikamente von ihrer Apotheke ohne Mehr-
kosten nach Hause liefern lassen. Ein Service, 
den besonders ältere oder bettlägerige Patienten, 
aber auch chronisch Erkrankte zu schätzen 
wissen. 

Der BKK-Landesverband Niedersachsen unter-
zeichnete im Januar eine entsprechende Verein-
barung mit der Landesapothekerkammer Nieder-
sachsen. Diejenigen Apotheker, die an dem 

Projekt teilnehmen möchten, verpflichten sich 
gemäß der Vereinbarung, „alle Medikamente 
nach telefonischer Bestellung von pharmazeuti-
schem Fachpersonal ans Krankenbett zu brin-
gen“, wie der „Spiegel“ die Vereinbarung zitiert. 

Dieser Vereinbarung zufolge sollen teilnehmende 
Patienten noch weitere Vorteile erhalten: der 
Apotheker gewährt ihnen einen Rabatt in Höhe 
von 5% auf alle frei verkäuflichen Artikel seines 
Sortiments (wie Cremes, Vitamine, Kosmetika). 

Allerdings müssen sich teilnehmende Patienten in 
einer Erklärung verpflichten, ihre Medikamente 
für den Zeitraum eines Jahres nur bei einer der 
an dem Projekt teilnehmenden Apotheken zu 
beziehen. 

Derzeit gilt diese Lieferservice- und Rabatt- Re-
gelung nur für Versicherte der Betriebskranken-
kassen Niedersachsen. Experten gehen jedoch 
davon aus, dass bald eine Ausdehnung auf wei-
tere Krankenkassen sowie Bundesländer folgen 
dürfte. Gespräche mit anderen Krankenkassen 
sollen Presseberichten zufolge bereits stattfinden. 

 

Weitere Artikel auf 
www .HIVli fe.de 

Auf HIVlife www.hivlife.de finden Sie u.a. zusätzli-
che Artikel zu folgenden Themen: 

Rubrik Lifestyle: 
�

Mandelas All-Stars Konzert abgesagt 
�

Kondom-Applikator erfunden 

�

Fehlt die Zeit für Sex? 

�

Berlinale mit Filmen zum Thema AIDS 

�

Internetangebot zu AIDS und Kunst in Af-
rika 

Rubrik Medizin: 

�

Pockenimpfung und HIV: Informationen 
der Deutschen AIDS-Hilfe 
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Rubrik Politik: 

�

Online-Zugang zu Fachjournalen für 43 
Entwicklungsländer billiger 

�

Pharmacia kündigt HIV/AIDS-Pilotpro-
gramm an 

�

Homo oder Hetero: Die Gewalt bleibt die 
Gleiche, aber HIV erhöht das Risiko 

 

 

 

 

Termin - Auswahl 

Frauenliebe in Zeiten von HIV und AIDS 

7. bis 9. Februar 2003, Waldschlößchen 

10th Conference on Retroviruses and Oppo r-
tun istic Infections 

10.-14. Februar 2003, Boston, USA 

HIV & Development 

24. bis 28. Februar 2003, Edinburgh, Schottland, 
UK 

Netzwerk Frauen und AIDS 

28. Februar bis 2. März 2003, Villa Fohrde 

Münchner AIDS-Werkstatt - Die Welt nach der 
CROI 

7. bis 8.3.2002, München, Forum Hotel 

Positiventreffen Netzwerk plus 

14. - 16. März 2003 in Mannheim 

Informationsmöglichkeiten zu diesen Terminen 
sowie eine umfassende Terminübersicht finden 
Sie auf www.hivlife.de. 
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